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Anlage 130, 131 und 132. 58 —

Anlage 130.
Bericht

des Ausschusses II zur Aula ge öl , betreffend Aufhebung des Gewohnheitsrechts des Dichtens der Grenzscheiden.
2. Lesung.

Anträge zur 2. Lesung sind nicht eiugegaugeu.
Der Ausschuß stellt den A utrag :

Annahme des Gesetzentwurfs auch in 2. Lesung
und im ganzen.

Namens des Ausschusses II.
Der Berichterstatter:

D o h in.

Anlage 131.
Bericht

des Ausschusses Hl zu Anlage 52.

Auf dieEingabe verschiedenerAnlieger des Küstenkanals
die für die enteigueten Ländereien Entschädigung in Land
wünschten, hat der Landtag in der 8. Versammlung 1923
folgenden Beschluß gefaßt: ^

Es sind nach Möglichkeit in Land zn entschädigen die¬
jenigen Besitzer, die das abgetretene und abzutrctende
Land selbst bewirtschaften und ans die Bewirtschaftung
desselben angewiesen sind, sofern sie nicht mehr als 15 Im
Land besaßen.

Um nun das erforderliche Land zu beschaffen, hat die
Staatsregiernng mit derVerwaltnng derFonds und milden

Stiftungen ein Abkommen getroffen, wonach die Verwal¬
tung .Ländereien zur Verfügung stellt gegen die Verpflich¬
tung des Staates , ihr an anderer Stelle gleichwertiges
.Land zn übertragen.

Der Ausschuß erkennt die Notwendigkeit und Zweck¬
mäßigkeit an und stellt den

A ntrag  :
Der Landtag wolle der Abgabe von 10,5023 Im

staatlichem Grundbesitz in Kleiburg bei Jever an die
Verwaltung fiir die Fonds und milden Stiftungen
znstimmen.

Namens des Ausschusses III.
Der Berichterstatter:

L e f f e r s.

Anlage 132
Bericht

des Ausschusses II über die Anlage 53 der Staatsregieruug, betreffend die Festsetzung der Zahl der Staats¬
beamten bei der Staatlichen Kreditanstalt auf 25; und die Anlage 54, betreffend die Festsetzung der Zahl

der Staatsbeamten bei der Landessparkasse auf 18.
In der Begründung zu beiden Anlagen bringt die

Staatsregiernng zum Ausdruck, daß sich die Geschäfte der
Staatlichen Kreditanstalt Oldenburg in den letzten Jahren
sehr stark gehäuft haben, und daß infolgedessen auch das
Personal entsprechend hat vermehrt werden müssen. Eben¬
so mußten infolge der allgemeinen Zunahme des Geschäfts¬
verkehrs und der Einrichtung neuer Zweigstellen bei der
Landessparkasse zu Oldenburg in vermehrter Zahl Ange¬
stellte eingestellt werden. Da die Zahl der Beamtenstellen
nach der früheren Beordnnng zwischen Landtag und
Staatsregiernng nur 15 bzw. 12 beträgt, sei in Anbetracht
der Gesamt ahl ein starkes Mißverhältnis entstanden und
die Vermehrung der planmäßigen Bcamtenstellen ein drin¬
gendes Erfordernis. Ans .die Begründung im Einzelnen
wird verwiesen.

Bei der Beratung der beiden Anlagen im Ausschuß
kam zur Sprache, daß Darlehensanträge bei der Staat¬
lichen Kreditanstalt teilweise erst nach einem Verhältnis^
mäßig langen Zeitraum ihre Erledigung gefunden haben.
Es wurde auf einen Einzelfall hingewiesen, wo ein Antrag
bereits im Dezember 1926 gestellt, aber im März noch nicht
erledigt war.

Der Regiernngsvertreter erklärte, daß es der Leitung
der Staatlichen Finanzinstitnte und auch der Regierung -
nicht unbekannt sei, daß solche Verzögerungen tatsächlich
vorgekommen seien. Man sei durchaus unterrichtet dar¬
über, daß in manchen Fällen berechtigterweise Anlaß zn
Klage Vorgelegen habe. Es sei jedoch das Menschenmög¬
lichste getan, um bei dem außerordentlichen Arbeitsandrang,
vermehrt durch die zahlreiche Umwandlung der Roggen-
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kreditei» Hypothekendarlehen, die Erledigung der Geschäfte
in denkbar kürzester Frist zu bewältigen.

Das hierfür zuständige Direktivnsmitglicdhat sich im
Verfalg der schnelleren Erledigung aller Anträge bis zur
Erschöpfung durch Überarbeitung engagiert. Es sei aber
nicht immer möglich gewesen, scwicl Beschäftigte, die mit
grnndbuchlichen Angelegenheiten vertraut sind, mit der Be¬
arbeitung der Darlehensanträge zu betrauen, da nur we¬
nige Beamte und Hilfskräfte die hierfür erforderlicheil
Qualifikationen besitzen.

Weiter wird die Beordnung der Darlehenssachcn na¬
mentlich auch infolge der Unübersichtlichkeit des Grund¬
buchs, die durch die Aufwertung eingetretcn ist, ganz erheb¬
lich erschwert. Fast in allen Fällen müssen Nachfragen lind
sogar Rückfragen bei der Aufwerkungsstclle wegen der An-
.meldnng der Anfwertnngshypothekcngestellt werden. Die
sehr oft erforderliche'Rückstellung der Aufwertnngshypo-
theken oder die Rücknahme der Anfwertnngsanmeldnng be¬
reitet große Schwierigkeiten. Vielfach kann die zunächst in
Aussicht gestellte Beseitigung von Aufwertungshypothekeu
durch Rückstellung usw. später nicht erreicht werden, so daß
Von neuem eine Berechnung der Beleihnngsmöglichkeit
unter Berücksichtigung der Aufwertungshypothekenstatt-
sinden muß.

Geeignete Kräfte, die mit den Verhältnissen des Grund¬
buchs bekannt sind, sind sehr schwer zu bekommen, da die
'Justizverwaltungen diese festznhalten versuchen, um das
Grundbuch wegen der Aufwertung zu beordnen. Wenn die
in den beiden Anlagen geforderten Stellen nicht bewilligt
werden, ist anznnehmen, daß von den bisher mühsam ange¬
lernten Kräften ein Teil abwandert, um bei den Amtsge¬
richten einzutreten. Dort werden geeignete Hilfskräfte zur¬
zeit jedenfalls noch gern angenommen. Einen jüngeren tüch¬
tigen Darlehensbearbciter muß die Kreditanstalt ohnehin
schon znin 1. Juli d. I . den Justizbehörden wieder zur Ver¬
fügung stellen. Die an und für sich beklagenswerten Ver¬
zögerungen müssen auf die in der letzten Zeit bei der
Kreditanstalt eingetretcnen Ausnahmezustände znrückge-
sührt werden.

Auf die Frage des Ausschusses, ob nicht Fehler in der
Organisation der Kreditanstalt vorhanden seien, die eine
schnellere Erledigung von Anträgen behinderten, erklärte
der Regicrungsvertreter, daß sehr ernstliche Prüfungen
nach dieser Richtung keine Fehler aufgezeigt hätten. Die
geschäftliche Lage sei annormal, sei ein Ausnahmezustand,
der den ganzen Geschäftsbetrieb äußerst kompliziert und
schwierig gestaltet habe. Als hinderlicher Umstand sei noch
hinzugekommen, daß es bis vor ganz kurzer Zeit an aus¬
reichenden Räumlichkeiten gefehlt habe und daß wegen
Platzmangel eine vermehrte Anzahl von Angestellten nicht
hineingenommen werden konnte. Es wird aber nach wie
vor alles getan werden, um allem berechtigten Verlangen
nach jeder Richtung hin Rechnung tragen zu können.

Eine andere Frage, ob nicht die jetzige besonders ange¬
spannte Geschäftslage der Kreditanstalt sowohl wie der Lan¬
dessparkasse als eine vorübergehende angesehen werden und
ob nicht nach Verlauf der annormalen Verhältnisse die Zahl
der Beschäftigten eine so erhebliche Verringerung erfahren
müsse, daß bei weiterer Vermehrung der Beamtenstellen
ein Mißverhältnis zwischen der Zahl der Beamten und
Angestellten eintreten werde, wurde dahin beantwortet, daß
hierüber ein abschließendes Urteil nicht abgegeben werden
könne. Es läßt sich mit Bestimmtheit nicht Voraussagen,
welchen Geschäftsumfang die staatlichen Finanzinstitutc
durch das normale weitere Wachsen der Geschäfte behält,

wenn eine Besserung unserer allgemeinen Wirtschaftsver-
hältnisse nicht für ausgeschlossengehalten wird. Wenn aber
auch ungünstigsten Falles nicht die volle Zahl der jetzt Be¬
schäftigten der den beiden in Frage kommenden Geschäfts¬
stellen in Beschäftigungbehalten werden könne, so kann
doch mit Bestimmtheit angenommen werden, daß ein et¬
waiger Abbau von Angestellten nur in geringem Umfange
eintreten und die Zahl der Beamten in keinem Mißver¬
hältnis zu der Zahl der Angestellten stehen wird.

Eine Abnahme der Geschäfte in den Abteilungen für
den Giro-, Scheck-, Wechsel- und Effektenverkehr ist nicht
zu erwarten. Es ist vielmehr wahrscheinlich, daß die In¬
anspruchnahme dieser Abteilungen in den nächsten Jahren
noch eine stärkere wird. Die Geschäfte der Buchhalterei
richten sich nach den Geschäften in den übrigen Abteilungen,
so daß auch hier nicht damit zu rechnen ist, daß Personal
abgebaut werden muß.

Die Verhältnisse bei der Landessparkasse liegen eben¬
so wie bei der Kreditanstalt, eine Abnahme des Sparver¬
kehrs ist für die nächsten Jahre ebenfalls nicht anznnehmen.

Die Frage, ob die Umwandlung in weitere Beamten¬
stellen bei der Kreditanstalt von 15 auf 25 und bei der Lan¬
dessparkasse von 12 ans 18 eine erhebliche finanzielle Mehr¬
belastung mit sich bringe, wurde von dem Negierungsver¬
treter dahin beantwortet, daß dies nicht eintretc, weil für
die in Frage kommenden Angestellten nur die Überführung
in die Beamteneigenschaft gefordert und erst nach verhält¬
nismäßig langer Zeit ein Anwachsen' der Pensionslasten
eintreten werde. Die Größe des jetzigen Geschäftsnmfanges
bedinge im Vergleich mit der Beordnung in anderen Ab¬
teilungen des allgemeinen Staatsbetriebes zahlenmäßig
noch eine größere Zahl von Beamtenstellen, das jetzt Ge¬
forderte bleibe noch stark hinter dem allgemein üblichen
Verhältnis zurück.

Ans der Mitte des Ausschusses wurde der lebhafte
Wunsch geäußert, bei Vermehrung von Beschäftigten bei
den staatlichen Finanzinstituten auch ältere Angestellte, so¬
weit sie den Voraussetzungen entsprechen, zw berücksichtigen.
Diesem Wunsche schloß sich der gesamte Ausschuß an und
auch der Regiernngsvertretcr sagte zu, sich hierfür einsctzcn
zu wollen.

In weiterer Besprechung der beiden Anlagen 53 und
54 und der dazu gegebenen schriftlichen und mündlichen
Begründungen kam der Ausschuß einstimmig zu der Auf¬
fassung, daß die beantragte Vermehrung der Zahl der
Staatsbeamten bei der staatlichen Kreditanstalt und der
Landessparkasse eine Notwendigkeit ist. Zur Behebung der
Unsicherheit im Geschäftsbetrieb und der Sicherstellung wei¬
terer qualifizierter Beschäftigter sei die Annahme der von
der Staatsregierung gestellten Anträge unaufschiebbar.

Demgemäß stellt der Ausschuß den.
Antrag  N r. 1 :

Annahme des Antrages der Staatsregiernng zu
Anlage 53:

Der Landtag wolle sich mit der Festsetzung der
Zahl der Staatsbeamten bei der Staatlichen Kredit¬
anstalt auf 25 einverstanden erklären.

A n t r a g N r. 2 :
Annahme des Antrages der Staatsregiernng zu

Anlage 54:
Der Landtag wolle sich mit der Festsetzung der

Zahl der Staatsbeamten bei der Landessparkasse ans
18 einverstanden erklären.

Namens des Ausschusses II.
Der Berichterstatter:

M eher-  Oldenburg.
8*
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Anlage 133.
Bericht

des Ausschusses II zur Anlage 56: Entwurf eines Gesetzes für den Laudesteil Lübeck, betreffend die Ab¬
änderung des Gesetzes für das Fürstentnm Lübeck vom 18. Februar 1888, betreffend die Ausübung der Jagd.

1. Lffuug.

Durch diesen' Gesetzentwurf wird die Jagdkartenge¬
bühr für die Jagdkarte im Landesteil Lübeck van 15 Gald-
mark ans 25 R.M . erhöht, entsprechend der Regelung, wie.
sie im Landesteil Oldenburg durch das neue Jagdgesetz ge-
traffen ist.

Der Landesansschuß hat einen Antrag auf Erhöhung
der Jagdkartengebühren bereits angenommen, auch der
Ausschuß hat keine Bedenken und stellt den

A n kr a g :
Annahme des Gesetzentwurfs.

Namens des Ausschusses II.
Der Berichterstatter:

D v h m.

Anlage 134.
Bericht

des Ausschusses II zur Anlage 56: Entwurf eines Gesetzes für den Laudesteil Lübeck, betreffend die Ab¬
änderung des Gesetzes für das Fürstentum Lübeck vom 18. Februar 1888, betreffend die Ausübung der Jagd.

2. Lesung.

A n t r a g :
Annahme des Gesetzentwurfs auch in 2. Lesung

und im ganzen.

Namens des Ausschusses II.
Der Berichterstatter:

D o h m.

Anträge zur 2. Lejung sind nicht gestellt.
Der Ausschuß stellt den

Anlage 135.
Bericht

des Ausschusses II über den Entwurf eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg zur Ergänzung des Gesetzes,
betreffend die Organisation des Staatsmiuisteriums usw. Vvm5. Dezember 1868. 1. Lesung.

(Anlage 57.)

Die Staatsregierung hat dem in 4 Paragraphen ge¬
kleideten Entwurf eine eingehende Begründung beigegeben,
Warans verwiesen wird. Rach Besprechung des Entwurfs
und unter Würdigung der Bestimmungen über die Organi¬
sation des Staatsministerinins vom Jahre 1868 hatte der
Ausschuß Erinnerungen gegen die gesetzliche Nenbeardnnng

nicht zu erheben. Er trat in allen Punkten der Auffassung
der Staatsregierung bei und stellt den

A ntrag  :
Der Landtag walle dem Entwurf seine ver¬

fassungsmäßige Zustimmung erteilen.

Namens des Ausschusses II.
Der Berichterstatter:

M eher-  Oldenburg.
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Anlage 136.
, Bericht

des Ausschusses II über den Entwurf eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg zur Ergänzung des Gesetzes,
betreffend die Organisation des Staatsministerinwsusw. vom5. Dezember 1868. 2. Lesung.

(Anlage 57.)

Anträge znr 2. Lesung sind nicht cingegangen.
Der Ausschuß stellt den

A ntrag  :
Annahme des Gesetzentwurfs, wie er ans der

1. und 2. Lesung hervargegangen ist und im ganzen.
Namens des Ausschusses II.

Der, Berichterstatter:
M eher-  Oldenburg.

Anlage 137.
Bericht

des Ausschusses III über deü Entwurf eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg wegen Aufnahme von
Anleihen, l . Lesung.

(Anlage 58.)

Jil der Anlage beantragt die Staatsregierung,
der Landtag walle zur Aufnahme der Anleihen, die sich
ans den 3 Baranschlägen ergeben, seine verfassungs¬
mäßige Zustimmung erteilen.

Der Ausschuß stellt den
A ntrag  :

Amrahme des Gesetzentwurfes.

Namens des Ansschusses III.
Der Berichterstatter:

Leh m kn h l.

Anlage 138.
Bericht

des Ausschusses III über den Entwurf eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg wegen Ausnahme von
. Anleihen. 2. Lesung.

(Anlage 58.)

Anträge znr 2. Lesung sind nicht gestellt. und im ganzen seine verfassungsmäßige Zustim
Der Ausschuß beantragt: mung erteilen.

Der Landtag walle dem Gesetzentwurf, wie aus
der1. Lesung hervargegangen ist, auch in 2. Lesung

Namens des Ausschusses III.
" Der Berichterstatter:

Leh m ku h l.
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Anlage 139.
Bericht

des AusschussesI über die Eingaben der Gemeindevorsteher deS Landesteils Lübeck und der Eutiner Ban-
geineinschast, betreffend Herabsetzung der Zinssätze für Hanszinsstenerhypathekeil im Landesteil Lübeck.

In beiden Eingaben wird ans die dringende Notwen- ^
digkeit einer Herabsetzung des Zinsfußes der Hauszins- ,
stenerhypotheken hingewiescn, damit die Bau tust die im
öffentlichen Interesse so notwendige Belebung erfahren
kann und es den Erbauern der Häuser möglich ist, die Neu¬
bauten zu halten sowie in einem guten Zustand zu er¬
halten.

Der hinzugezogene Negierungsvertreter erklärte, das;
den Anträgen in ihrer Fassung nicht entsprochen werden
könnte. Die Mittel für den Wohnungsbau müßten zum
größten Teil ans Anleihen genommen werden. Wenn der
Zinsfuß herabgesetzt würde wie in Preußen oder Lübeck,
so würde eine Erhöhung der Steuer notwendig sein. Preu¬
ßen leiht allerdings das Geld zu 1 ans, erhebt aber auch
eine wesentlich höhere Hauszinssteuer. Bisher seien auch
die eingestellten Mittel immer restlos verbraucht und es
sei festgestellt, daß in Oldenburg im Verhältnis mehr Woh¬
nungen gebaut seien wie in Preußen. Für den Landesteil
Lübeck müsse man allerdings zngeben, daß dort weniger
Wohnungen geballt seien.

Aus dem Ausschuß heraus wurden die Verhältnisse
im Landesteil Lübeck eingehend geschildert. Der Landesteil
verfügt über keine nennenswerte Industrie . Das Haupt-
gewerbc ist daS Baugewerbe und auch dieses liegt infolge
der Geldknappheit gänzlich darnieder. Die Banlust ist
namentlich unter den Arbeitern und kleinen Handwerkern

^ außerordentlichgroß. Es ist den Leuten jedoch unmöglich,
, bei einem Zinsfuß von 5^ die Lasten anfzubringen. Es.

isr der Wunsch der g e s a ui t e n Bevölkerung, daß die
Baudarlehen billiger hergegeben werden. Auch der Laiides-
ansschns; deS Landesteils hat in seiner Sitzung vom
l7 . Januar 1927 einen einstimmigen  Beschluß in
dieser Nichtnng gefaßt. Die Bevölkerung im Landesteil
Lübeck wird es nicht versteheil, wenn ihren Wünschen nicht
Rechnung getragen wird. Die finanzielle Belastung, die
dadurch entstehe, sei eine ganz geringe und die vorgenom-
niene Ermäßigung der Hanszinsstener sowie die Streichung
der Gewerbesteuer werde dadurch nicht berührt.

Der Ausschuß schloß sich diesen Ausführungen an
und stellte fest, daß im Landesteil Lübeck die Verhältnisse
tatsächlich eine Herabsetzung der Zinssätze für HanSzins-
steuerhhpotheken nötig machen, wenn auch nicht in der
Weise, wie es in den beiden Eingaben gefordert wird.

Der Ausschuß stellt daher den
- A n t r a g :

Der Landtag wolle beschließen, die Staatsregie-
rnng möge prüfen, ob nicht mit Rücksicht ans
die besonderen Verhältnisse im Landesteil Lübeck
eine Ermäßigung der Zinssätze ans HanszinS-
stenerhypothekenfür bedürftige kinderreiche Fa¬
milien, für Kleinwohnungen sowie für Kriegsbe¬
schädigte möglich ist.

Namens des Ausschusses I.
Der Berichterstatter:

B r o s chko.

Anlage 140.
Ber

des AllsschussesI zu der Eingabe des Zentralverbandes
betreffend Herabsetzung des Zun

Der Zentralverband beklagt sich darüber, daß Anträge
von Schwerkriegsbeschädigten auf Herabsetzung des Zins¬
satzes ihrer HauSzinSstenerhhpotheken ohne Begründung
abgelehnt sind. Er bittet um allgemeine Herabsetzung des
Zinssatzes etwa nach preußischem Muster.

Der RcgierungSvertreter gab dazu folgende Er¬
klärung ab:

„AnS finanziellen Gründen, insbesondere wegen der
Gefahr der Rückwirkungen kann der vorliegenden Ein¬
gabe nicht entsprochen werden. Das Ministerium ist
schon bisher den Kriegsbeschädigten entgegengekommen.
Nachdem sämtlichen banlnstigen Kriegsblinden zu einem
Eigenheim verholfen ist, stehen setzt die für Kriegsbeschä¬
digte bestimmten Wohnnngsbangelder des Reichsarbeits-
ministeriums auch für übrige Kriegsbeschädigte zur
Verfügung. Bei Bewilligung der Zinsbeihilfen Fst bis-

icht
deutscher Kriegsbeschädigter und Kriegerhiuterbliebener,
-satzes der Haussteuerhypvthekeu.

her und wird noch,mehr in Zukunft den Kriegsbeschädig¬
ten und Kriegerhinterbliebenen entgegengekommen
werden."

Ans Fragen des Ausschusses führte der Regierungs¬
vertreter ferner aus , daß Oldenburg mit seinem bisherigen
System den Wohnungsbau gefördert habe. Durchschnittlich
betrage in Oldenburg das Landesdarlehen 3 500 R.M.,
in Preußen 5000 R.M . Nach der amtlichen Reichsstatistik
seien 1925 in Oldenburg 10?6 mehr an Neubauwohnun¬
gen errichtet als in Preußen und gegenüber dem Reichs-
dnrchschnitt. Gegenüber dem gleich großen Mecklenburg-
Schwerin habe Oldenburg 1925 das Doppelte, an Woh¬
nungen errichtet.

Der Landarbeiterwohnnngsban.werde nach festliegen¬
den Reichsbcdingungen gefördert. Die Darlehen gäbe es
zinslos tilgbar in 10 Jahresraten . Im Gegensatz zu an-
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